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Wien ,am5
WIENERGEMEINDERAT

Sitzung vom13 .März1931 .
BürgermeisterSeitzeröffnetum17UhrdieSitzung. Eswird

sofortindieTagesordnungeingegangen.ZunächstwirdohneDebatteeineRei¬
hevonAnträgenbeschlossen. SowirdderEntwurffürdenBaueinesHaupt¬
versorgungsrohrstrangesderHochquellenleitungimZugederErzherzogKarl¬
Strasse,Marbod-undSteinbrechergasseMagdeburgerstrasse,Vernholzgaddeund
Langobardenstrassein Floridsdorfgenehmigt .DieKostenbetagenLlo. 000
Schilling.FernerwirdderEntwurffürdenBaueinesHauptversorgungs¬
rohrstrangesderHochquellenleitungimZugederDöblingerHauptstrasseund
BarawitzkagasseinDöblinggenehmigt.DieKostenbetragen240. 000Schilling.
FürdieAufstellungeinesLeichtöl-Lagerbehältersvon1000TonnenFassungs-¬
raumimGaswerkLeopeldauwirdeinSachkreditvon150. 000Schillingbewillig
InfolgeVerjährungfälligerCouponsderverschiedenenWohnbauanleihenweit
die Ausgabefür denZinsendienstdieser Anleiheneine Minderausgabevon
rund133. 000Schillingauf .ZurrechnungsmässigenUeberweisungdieserMinder-¬
ausgabedes Anlehendienstesan die Verwaltungsgruppefür Wohnungswesenbe- ¬

willigtderGemeinderatfür1930einenneuenKreditinderHöhevonrund
133-000Schilling.DerAufteilungsschlüsselfürdieFestsetzungderBeitrags-¬leistungderisrealitischenKultusgemeindeWienzudenErhaltungs-,Verwal¬
tungs -undInvestitionsauslagenfürdenWienerZentralfriedhofwirdfür
dieBetriebsjahre1931/32mit ' 378ProzentfostgesetztunterderVoraus-¬
setzung ,dassdie Beitragsleistungfür diesenZeitraumin Formvonmonat¬
lichenVorauszahlungenimungefährenAusmasseder Monatsquotean dieGe¬
meindeWienerfolgt .Schliesslich werdennocheinige GrundankäufeundAb¬
änderungenvonFlächenwidmungs -undBebauungsplänenohneDebattegenehmigt .
DerAntrag ,zurTilgungundVerzinsungdosseinerzeitfürFriedhofszwecke
ausdemErlösderInvestitionsanleihederStadtWienvomJahre1902auf-¬
gewendetenBetragevon1,999. 960KroneneinenKreditfür1930imAus-¬
massvon110 . 193Schilling zu bewilligen ,wird ebenfalls ange - ¬

nommen .

St. . RichterberichtetsodannüberfolgendenAntrag :DieGemeinde
Wienerklärt sich neuerlichgrundsätzlichbereit ,sich an demBauderLie¬
singtal -SammelkanälemiteinemKostenbeitragvon20Præentzu derveran¬
schlagtenBaukostensummevonSchilling8,510. 000,dasist mitdemBetrage
von1,708. 000Schillingzubeteiligen ,unterderBedingung,dassvorher
eine neuerliche gesetzliche Regelungbetreffend die BildungeinerKonkurrenz
zumZweckedes BauesundBetriebes einer gemeinsamenKanalisationsanlage
fürdieGemeindendesLiesingtalesundeinneuesUebereinkommenzwischender
GemeindeWienund den anderen Liesingtalkanalisationsteilnchmern zustande

kommt .
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GR. Müller( . . )weistdaraufhin ,dasssich dieG,meinderats-¬
mehrheitbisher trotz der oftmaligenBeschwerdender Minderheitimmer
geweigerthabe ,die 20 Prozentzur Kanalisierungdes Liosingkanalsbei¬
zutragen ,obwohl die Gemeinde Mdurch ein Gesetz hiedurch verpflichtet

wird . Wirsind darüberbefriedigt ,dass nunmehrdie VorhältnisseSiegezwun¬er1 Jafrjedest
gen haben ,das Versprechendas alle “ .an der Herrschaftbefindlichen
Parteienabgegesenhaben ,die Liberalendie christlichsozialeunddidsozia .
demokratischePartei einzulösen .UmdenBaudes Kanalsdurchzuführen ,bedürf¬
es aberkeinesneuenGesetzes ,dadasalte Gesetznochin Kraftsteht .Zumin¬
dest müsstesich der Roferert mit demLandeNiederösterreichinsEinvernehm
setzen ,obnichtaufGrunddesaltenGesetzessofortmitdemBaubegonnen
werdenkann ,damitkeineVerzögerungeintritt ( Beifallbei der . . )

St . : Richterbenerkt ,dass das alte Gesetz aus domJahre3912
stammtjessollte imJahre1915geändertwerden ,dochist dies durchdenKrie
unmöglichgeworden.DieTrennungWiensundNiederösterreichmachtdieSchaff
einesneuenGesetzesnotwendig ,dakeinegesetzlicheGrundlagebestcht ,auf
derdie Kenkurrenzgebildetwerdenkönnte .WasanderGemeindeliegt ,wird
geschehen,umdenBaudesLiesingkanalsso raschals möglichinAngriff
zunehmon .

DorReferentenantragwirdangenommen.
GR. HellmannbeantragtdieBestimmungendesGesetzesbetreffend

die FossetzungvonParkschutzgebietenaufzuhebenzwecksErrichtungeines
Martehäuschonsfür dieFahrgästedervonderStadtgemeindeMödlingbetriebe
nenAutobuslinienin derGartenanlageaaufdemSüdtirolerplatzimIV. Bezirk.

GR. Stöger( . L )bemerkt ,dieses Warty äuschenmüsstevoraller
in genügenderGrössehergestellt werden ,da es nicht nurvondenAutobus¬
gästensondernauchvondenFahrgästenderLinie66derStrassenbahnbenütz
werdenmuss .Eswürdesich die Herstellungaus Glasempfehlen .Nurwenndiese
beidenBedingungenerfüllt werden ,könneseinePartei demAntragezustimmen
( Beifallbei der . . )

DerRFferentenantragwirdangenommen.
St . . Breitnerberichtet über die zweiten und im dritten perio

dischen Bericht aus 1931 onthaltenen Zuschusskredite und ersucht ,diese

Kredite zur Kenntniszunohmen.
GRtin . Dr .Motzko ( E. . )ersucht um Aufklärung über einige in

diesenBerichtenenthaltenenZiffern betreffenddenAnkaufvonLiegenschaft
undGründen . Esliegen in einer AnzahlvonFällen Bifferenzen ,ineinzelnen
sehr erheblicheDifferenzenzwiachendenvomAusschussbeschlossenenundim
Amtsblatt verdautbarten Ziffern und de Ziffern die in denperiodischen

Berichtenenthaltensind ,vor .IneinemFallist aucheinKredit ,fürdender
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Rochtstitelerst imJahre1931eingetretenist in dieZusammenstellungder
Nachtragskreditefür dasJohr1930aufgenommen,wasnichtzuläsigist .
Sie ersuchtdenSt . . BreitnerumAufklärungüberdieseFälle .(Beifall ) .

GR. Dr. Wagnor( . L)weistdaraufhin ,dassin denvorliegenden
Berichtenüber Zuschusskredite ,die Kreditefür denAnkaufvonGründenund
Liegenschaften eine überragende Stellung einnehmen .Die Minderheit hat wie¬

derholt das Strebender Mehrheitkritisiert ,möglichstviel GrundundBoden
in die Hondder Gemeindezu bekommen.AusdiesenVorlagenist deutlich zuer
hen ,dassGeldin unbegrenzterWeisefür denAnkaufvonGrundundBoden
verwendet wird . Wirhaben wiederhobt darauf verwiesen ,dass durch die Ausgabe

so kol asaler Mittel für solche Zweckedie eigentlichen AufgabenderGe¬
meinde leiden . Geradein der letzten Zgit wird vomFånanzreferenten eine

Sparsamkeitgeübt ,die zu einemwahrenSkandalauszuarten droht .Dashaben
dieSchneefällederletztenZgitgezeigt .DaesseitAenderungderBestimmur
gen der Wiener Verfassung leider üblich geworden ist ,den Gemeinderatwoche
lang nichteinzuberufen ,konnte darüber nicht gesprochennwerden ,solange
die Sacheaktuellwar .Diesmussaberheutenachgetragenwerden. Wennschon
die PresscorganeundMehrheitwieder Abendunddie AllgemeineZeitungdav
sprechen,dieWienerGemeindeverwaltunghabeesspweitgebracht,dassdie
Stadttagelangein Sumpfwar ,dannhat die MinderheitumsomehrRechtAuf¬
klärung darüber zu verlangen ,warummanbei dieserMassenarbeitslosigkeit
bei diesem Massenangebotan Arbeitskräften nicht mehr Mens

in denDienstderSchneesäuberunggestellthat .Hättemanbeidemersten
grossen Schneefall schon in dem Augenblick als die Schneekatstrophe einges .

hat mit der Arbeit begonnen ,dann wäre die Verkehrskatastrophe nicht in
einemsolchenUmfangeingetreten .Geradezuunbegreiflichist es ,warum
mandann noch tagelang die Strassen in einem solchen Zustand gelassen hat ,
dass der Verkehr der privaten Autos aufs Aeusserste bedroht und
LebenundGesundheitder Fussgängerin der grössten Gefahrwar .Diejetzige
Gemeindeverwaltung ist eine geradezu skandalöse .Man vergleiche wieanders
die Schneesäüberungin Münchenals in Wienist .Heutegerade wirdaus

Münchenberichtet,dassin denletztenTagennichtwenigerals 1oMillione:
Kubikmeter Schnee weggeräumt wurden ,dass die Kosten hiefür ungefähr 1

MillionReichsmarkbetragenhabenunddassftausendeArbeitsloseauchin
Nachtschichtenzur Schneesäuberungverwendetwurden .Manwirdwahrscheinlic
wieder davon sprechen ,dass wegen der Abgabenteilung gespart werdenmuss .moralische
St . . Breitnerhat abernicht das/RechtvonErsparungenzu sprechen ,solang .
eine Post wie die Gomeindewache im Wiener Budget enthalten ist und solange

solche Riesensummen für den Ankauf von Gründen und Liegenschaften ausgegeb

werden ( Beifall bei derMinderheit ) .
221



RATHAUSKORRESPONDENZ
IV .Blatt

Herausgeberundverantw .Redakteuri
KARL HONAY

. Wien .am .13 .März1931.

St. . Kunschak( . . )führtdarüherBeschworde,dassin denfolgend
NachtragsberichtenaucheinePostenthaltenist,üher die derzuständige
Gemeinderatsausschuss orst am l .Februar beschlossenhat ,
die also in das Vorwaltungsgahr1931gchört ,als Nachtragins Jahr1930
nochhineingenommenwird .Er ersucht darüberumAufklärung .DieAusführungen
des GR. Dr. Wagnerbetreffenddie Schnessäuberungkönneder Rednernurvoll¬
auf bestätigen .BeigrossenSchneefällenzeigt sich immerdasZuspät .Um
Wienin derZukunftvorSchneckatastrophenzuverschonenwäreesvielleicht
notwondigeine Verbindungmit denüberirdischenGewalteneinzuleitenund
ihnenzusagen; inderNachtist derSchneefallvorboten ,dennderamts¬
führendeStadtratbeliebt erst um9 UhrdenDienstaufzunchmen ,darumkann
manvorhereinenSchneefallnicht brauchen( LebhafteHeiterkeitundZu¬
stimmungbei derMinderheit ) .BeidemlotztenSchncefall ,derauchals
Schneckatastropheausgegebenwurdehat sich dasselbeZuspätgezeigt ,wie
beimersten . DieStrassenbahnwagensind zuerst in denSchneehinausgeschick
worden ,hinterherhat mandie Schneepflügegeschicktundhinter denSchnee
pflügen erst die Salzwagen ,sodass sich immerwieder dasselbe Bildgeboten
hat ,erst lo dder15Strassenbahnzüge,dannderSchneepflugunddannder
Salzwagen . Voneiner Schneekatastrophevomletzten Schneefallzu
sprechen ist wirklich lächerlich . Dahat es im März1891einewirkliche
Schneekatastrophegegeben.DamalshatnochdiePferdebahnverkehrtaberum
10Uhrvor =mittagshat der Pferdebahnverkehrwiederklaglosfunktiondert.
Eshat wirklicheSchneckatastrophenin Wiengegebon ,ehnedassderTramway
vorkehr überhaupt gestört war .Früher hat man aber schon um 1 oder 2Ehr

nachtsmit der Schneesäuberungbegonnen .Jetzt wartetman ,bis die Autosder
Schneezusammengeführthabenundbis sicheineregelrechteEisdockeaufde
Strassen gebildet hat ,so dass der Schneepflugnicht mehrfunktioniert .
Erst amMittaghat mandie Schnceschauflerin denDinnstgestellt ,wo
das Unglückschon geschchenwar .Die Leute ,die beimersten gresenSchnoe¬
fall dieMaterialverderbnisunddenVerlustanEinnahmenbeiderStrassen¬
bahnverschuldethaben ,gegörenausreinfiskalischenGründenzumToufel
gejagt ,garnichtzuredendavon ,waddie WienerunterdiesenZuständen
zu leiden haben .SolcheHindernisse ,wie sie sich jetzt gezeigthaben ,
sindfrühervondenMotorzügenohneweiteresbewältigtworden.MitdemMo¬
torwagenpark ,den wir heute haben ,ist aber nichts anzufangen .Dasgerings -¬
te Hindernisunddie Wagenstehen .EinBeweisddfür ,dassdie Wagentotal
verlottert sind. Reparaturenwerdenmöglichsteherflächlichgemacht ,Geners
revisionensind das Lächerlichste ,wasmansich verstellen kann .Gele¬
gentlichder beidenSchneefällehat WiendasBilddeselendestenKrähwinke.
geboten ( Lobhafter Beifall bei der Minderheit ) .
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St . R.Richter, dessenAusführungenvonderMinderheitmit
Zwischenrufenwiederholtunterbrochenwerden,führtaus ,dassdieSchnoefälle
hauptsächlichindenFrühverkehrsstundenmitgrössterIntensitäterfolgten,
sodassdiefrischgefallenenSchncemengeninkürzesterZeitdurchdenreger
AutoverkehraufdenFahrbahnenfestgepresstwurdeunddieFahrbahnenmehr-¬
malsimTagevondenSchneepflügenhefahrenwerdenmussten.DerStrassen¬
pflegebetriebhatzudiesemZweckesämtlichezurVerfügungstehenden12
Autoschnecpflugzügeund250Pferdeschneepflügeeingesetzt .Diestädtischen
StrassenbahnenstelltenihrengesamtenSchneopflugapparat,dassind221
Motorpflügeund3Autopflüge,proTagindenDienst.BoimStrassenpflege-¬
betriebsindzurSchneepflugarbeitan22Tagenund14Nächteninsgesamt
. 350PferdepaartagschichtenfürdieSchnecpflugbespannungaufgelaufen;

ausserdemwurden128TagschichtenmitdenAutoschneepflügendesBetriebes
gelcitet . DieHöchstleistungproTagwarhieboi3ohPferdepaartagschich¬
tonund24PferdepaarschichtenbeiNacht .FürdieHäufelungdesSchnees,
dieFreimachungderUebergängeundöffentlichenGehwegebeiParkan-¬
lagenunddergleichenwurdenausserdemständigenPersonalvon. ilo
MannbeimStrassenpflegebetriebbiszu . 748SchneearbeiterbeiTagund
683SchneearbeiterbeiNochtverwendet.DiestädtischenStrassenbahnennahn
fürdiesenZweckbiszu . 600SchnecarbeiterproTagauf .DieGgsamtleis-¬
tungdesStrassenpflegebetricbesbetrugfürdieSchneesäuberung21. 651
SchichtendesständigenPrsonalsund111. 765Schneearbeiterschichten.
FürdieSchneeabfuhrwurdeninsgesamt. 325Autotagschichtenund. 777
Fuhrworkstagschichtenaufgewendet.Wirhabenheuerfür

die Schnoesäuberungschon1,616 . 000Schillingausgegeben.
St . . Breitnererwidertin seinemSchlusswortzunächstaufdie

AusführungenderStinDr .MotzkoundSt .. Kunschak,dassderMagistrat
bemühtist,inderVerrechnungderZuschusskrediteeineanderePraxiszu
finden ,umFehlerzuvermeiden.IneinemFalleist tatsächlicheinFehler
unterlaufen,weshalberdenVorsitzendenbitte ,beiderAbstimmungdiebe-¬
züglichePostzustreichenSt. . Breitnersprichtnunausführlichüberdie
Schneesäuberung. AufdicBehauptung.WienwerdebeiderSchnessäuberung
sogarvonkleinenStädtenbeschämt,verliester einenin einerWiener
bürgerlichenTageszeitungvom10 .Märzveröffentlichten"Salzburger-Brief"
indemesheisst ,dassinfolgeSchneefallesdieStrassenstellenweisedera
unpassierbarwurden,dassderBotriebeinigerAutobuslihien-nichtetwa
Ueberland- ,dandernStadtverbindungen !-eingestelltwerdenmussten.Indem
Briefheisstesweiter ,diechristlichsozialePressehabeeineZuschrift
veröffentlicht ,in dergesagtwurde, : "soschauendie Strassenunterdem
grossdeutschenBürgermeisteraus !Unterdemfnüherenchristlichsozialen
Bürgermeister Preiswäresoetwasnichtmöglichgewesen. "Woraufdie
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grossdeutschePressekonstatierte ,dassderBürgermeisterinStrassen¬
angelegenheiten nichts dreinzureden habe ,da der Ressortbürger meister für
StrassenwesenebenPreis sei - derjetzt Bürgermeisterist . "Gelächterboi
derMehrheit ) .

St . . Breitnersetzt dannfort : WennBeschwerdenerhobenwerden ,
MchreinstellumgenvonSchneearbeitern,vonFuhrwerkangefordertwerden,
so ist jode dafür gomachteAufwendungselbstverständlichganzunlösbarmit
der KürzungirgendeineranderenArbeitsmöglichkeitder Gomeindeverbunden.
Zunächstsoll geprüft werden ,oh bei der Präliminierungnichtvielleicht
vonvornchereinein Fehlergeschehen ,ein zu niedrigerBetrageingesetztwor
den ist . Esist dies keineswegs der Fall . DerMagistrat hat sich nachden

Erfahrungssätzender letztenJahregerichtetunddabeinocheineziemlich
hoheReserveveranschlagt .FürSchneearbeiterlöhne,SchneeabfuhrundBe¬
streuung ,Schneepflugarbeiten und Ueberstunden dos ständtgen Strassen - ¬
reinigungspersonalesist für 1931die Summevon 1,427 . 000Schillingvor¬
geschen worden .Mit Ausnahmedes Winters 1929 ,welcher deryhärteste sei t
150Jahren .gewesenist unddaher gewissnicht als eine Richtschnurgelten
kann ,habendie Schnceausgabensonst niemalseinen solchen Betragerreicht
odergarüberschritten .BiszumheutigenTage ,denB3 -Märzbetrugendie
Scheeausgaben im Jahre 1924 744 . 000Schilling ,1925 68 . 000Schilling ,1920
hoh .000 Schilling ,1927172 . 000Schilling ,1928460 . 000Schillingund
1930 89 . 000Schilling .Im Jahre der Kältekatastrophe 1929 allerdings war
der Aufwand3,699 . 000Schilling .Die Präliminierung war also einegenügend
vorsichtige .Tatsöchlichsindbis zumheutigenTage1,616 . 000Schillingfü
Schnecarbeiten ausgegeben worden .In die sem Betrag sind die regulären

des
Bezügeder . 140Mann/ständigenStrassensäuberungspersonals ,dasselbst -¬
verständlichauchvollkommenin denDienstder Schneearbeitgestellt
worden ist ,noch nicht inbegriffen .

Esmussaberdochmitaller Deutlichkeitausgepprochenwerden,
dass die Gemeindeverwaltungeine scharfe Sonderungzwischenproduktiren
undunproduktivenAusgabenzumachenverpflichtetist .DieSchneeszuberung
gchört zweifellos in die Kategorie der unprofluktiven Aufwendungen .Jedweder
Betrag ,der hiefür ausgegebenwerdenmuss ,fehlt für eine produktireLoistun
der Gemeinde .Jedermann wird den Arbeitslosen die kleine Zubusse ,die Sie
durchdie gelegentliche Schneearbeiterlangen können ,gerne gönmen .Schrecklich genug ,dass wir eine Wirtschaftsordnung haben ,in der Tausendeeinen
Schneesturm als Glücksfall betrachten müssen ,mandarf sich aber
nicht der geringsten Täuschung hingben ,dass durch zu grosse Aufwendungen
für Schneesäuberung die Arbeitslosigkeit an sich vermehrt wird .Wennwir
bis heute für die Schneearbeit1,616 . 000Schilling ausgegebenhabenmwähre
es im Vorjahre nur 89 . 000Schilling gewesen sind ,so bedeutet dies ,dass
die Gemeindeum600 Arbeiter ganzjährig weniger besch äftigen kann .600Fami
lien bleiben dadurchdemElendder Arbeitslosigkeit preisgegeben .Betrach¬
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tet mandie SachevondiesemStandpunkt ,dannwirdmanwohlzu derErkennt-¬
nis kommen,dassderVorteil ,dendiepaarSchillingArbeitslohnfürden
einzelnenSchneearbeiterbedeuten ,sehr teuer erkauft ist . DieSchneckosten
von1,600. 000SchillingentsprechendemBauaufwandvon100Wohnungen.Hun¬
dertFamiliondiesonstausihrenoftgrauenhaftenWohn-verhältnissenhätte:
erlöstwerdenkönnen ,müssenweiterin feuchten ,schlechten ,gesundheits¬
schädlichenBehausungenverbleiben .Kindern ,die in dongesunden ,vonLuft
undLichterfülltenWohnungenderGemeindeneuauflebenwürden,mussdieses
Glückvorenthaltenbleiben .DabeizergehendieseWohnungennichtwieder
Schneein derSonne ,sondernsie dienenGenerationenhindurch .Sicherlich
längerals einJahrhundert.ImmerstehtalsoaufdereinenSeitedieproduk¬
tive ,dieaufbauendeVerwendungdesGeldes ,aufderandereneineArbeit,von
der auchnicht dasallergeringsteübrigbleibt .Esgibt leiderunproduktive
Ausgaben,dievölligunvermeidbarsind. BiszueinergewissenGrenzetrifft
diesauchaufdieSchneesäuberungzu ,aberblossbiszudemPunkt,woder
VerkehrdurchdenSchneeernsthaftbehindertist . DieDenkweisederWiener

Bevölkerunghatsichdaraufeingestellt,esdürfeamzweitenoderdrittenTag
nacheinemriesigenSchnoefallgarnichtsmehrdavonzubemerkensein .Man
wünscht ,dassdieStrassenundGassensoblankgesäubertsind ,als obeskei-¬
nenWintorundkeinenSchneegäbe . Manmussdocheinmalklar unddeutlich
aussprechen,dassjedesUebermassvonLeistungenaufdiesemGebietnaturnot¬
wendigzur EinschränkungvonweitauswichtigerenAufgabenzwingt .DieBe-¬
völkerungmusssichdarangewöhnen,selbstgewisseUnannehmlichkeitenzu
ertragen ,statt dass,insbesonderewenndas Frühjahr vor der Türesteht und
die Sonneohnehindie ArbeitdesSchnneschmelzensbesorgt ,gewaltigeSummen
nutzlos ausgegeben werden .In Wien ist allerdings ein Schneefall unddie

Schneesäuberungseit jeher eine hochpolitischeAngelegenheitunddas ist der
sachlichen Betrachtung gewissnichtzzuträglich .

Geradeaber im gegenwärtigenAugenblickist dies vonhöchster
Notwendigkeit.Ichhabeerstkürzlichausgeführt,dassdieFinanzlageWiens
ungünstig ist undunbedingtEinschränkungenerfolgenmüssen .AufAntragder
bürgerlichenRegierunghatderNationalrateineAenderungderAbgabenteilung
beschlossen. WienerleidetdadurchindennächstenfünfJahreneinenVerlust
von16Millionenjährlich . Dasist ein fürchterlicherAderlass .Er musssich
selbstverständlichin einer starkenKürzungder Ausgabenfühlbarmachen.
ManhatWienfernerdieäusserstentwicklungsfähigeKraftwagenabgabewegge¬an

nommenundaufeinenAnteil/derkünftigenstaatlichenBenzinsteuerverwiesen.
DabeiwurdeeinSchlüsselangewendet,derhöchstungerechtist undWinauf
dasAergsteschädigt. Dagilt vorallemdieLängedesStrassennetzesals
Hauptmasstab.Dabeiist manreinmechanischvorgegangenohnejedeRücksicht
darauf ,dassdieStrassenin einerGrosstadt ,wiees sichjetzt wiederzeigt ,
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eine ganz andere Säuberungbenötigen ,wie die auf demflachenLande . Das
WienerStrassennetzmachtnicht einmalein halbes ProzentderStrassen
von ganz Oesterreich aus .Wir aber haben in diesen paar Wochenschon

1,616 . 000Schillingfür die Schneesäuberungausgebenmüssen .Daswürde
nachder Strassonlängefür die anderenLänderundGemeindenSchneckosten
von 330 Millionen Schilling bedingen .Davonist natürlich auch nicht im

allerentferntesten die Rede .Manersicht nur aus diesem Beispiel ,wieWien
beijedemAnlassin seinenEinnahmengekürztwirdundmankannsichnicht
wundern ,dass dadurchdie Leistungsfähigkeitder Gemeindeungünstig
beeinflusst wird .

Schon gar nicht ist aber das Verlangen nach Mehrausgabenmitde :
Notwendigkeit der grössten Sparsamkeit vereinbar .Die Erklärung ,dass die

öffentlihen Verwaltungenihre Ausgabenverkürzen müssen ,finder eigentlich
überall Anklang. Aberleider nur in der Theorie ! Sobaldmandarangeht ,das
Sparenin diePraxisumzusetzen,erhebensichtausendWiderstände. Daja
schonbisherkeineVerschwendunggetriebenwordenist ;so kanndieSpar¬
samkeit sich nur darin äussern ,dass an sich nützliche ,sogarnotwendige
Dinge eingeschränkt oder ganz gestrichen werden .

IchbenützeauchdiesenAnlass ,umdieunerlässliche ,diezwin¬
gondsteNotwendigkeitsehrweitgehenderSparmassnahmenimGemeindehaus¬
halt eindringlichst hervorzuheben .Im Jahre 1929 haben die Gemeindeab¬
gaben um nahezu 26 Millionen Schilling mehr gebracht ,als veranschlagt

gewesenAst .ImJahre1930ist nochimmereineSteigerungvon ,wennauch
nurmehrfünf MillionenSchillingzu verzeichnengewesen .Heueraberist ein
absoluter Rückschlag eingetreten .Die ereten zwei Monate 1931 weiseneinen
Minderertrag der Gemeindeabgabenvon zwei Millionen Schilling gegenüber
demVoranschlagauf .Ueberdiese sehr ernste Tatsacheist nichthinweg¬
zukommen .Das nötigt zu sehr harten Sparmassnahmen .Dies umsomehr ,wenn

die Gemeindeihre TätigkeitaufdemwichtigstenGebiet ,demWohnhausbau,
aufrecht erhalten soll .Unddazusind wir entschlossen . Esgibt Leute ,denen
abgeschen von der Sorge und die Sauberkeit der Strassen ,esrichtiger
erscheint ,wenndie Einnahmender Gemeindenicht für denWohnhausbau,sonde
für andere Zweckeverwendet werden .Wir aber wollen alle erdenkbarenAn
strengungen machen ,umgerade den Wohnhausbauvor jeder Verkürzungzu
bewahren .Das kann nur durch sonst geübte eiserne Sparsamkeit gelingen .
Daraufmusssichebenauchdie Bevölkerungeinstellen .Siemusssichdamit
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abfinden ,dass bei einer ganzenReihevon Aufgabenkreisen ,darunter
ist auch die Schneesäuberung ,über eine gewisse Grenze nicht hinausgegan¬

gen werden kann .Wenndies da oder dort mit mehr eder minderscharfen
Worten kritisiert wird ,so müssen wir es hinnehmen . Esist wohlschon
ein Opfer ausgiebigster Art ,dass uns der heurige Schneefall hundert
Wohnungenkostet ,dass oo ganzjährige Arbeiter dadurch keinenPlatz
finden können . Hotwendigist allerdings ,die WienerBevölkerung
über diese Zusammenhängeeinmal richtig aufzuklären .Ich binüberzeugt
davon ,dass danndie grosseMehrheites selbst wünschenwird ,dassfür
die Schneesäuberung nicht mehr Geld ausgegeben wird ,als zurAufrecht - ¬

erhaltung des Verkæhresunerlässlich notwendigist . Wasdarüberhinaus¬
geht ,schädigt in unzulässiger Weisedas Aufbauwerkder Gemeinde ,vor
allem denWohnhausbau .

Es war meinePflicht als Finanzreferent diesenwirtschaftlichen
Tatbestand ohne jede Schönfärberei deutlich festzustellen .



Herausgeber und verantw .Redakteur :
KARL HONAYBratt Wien ,am. . 5. SP. Z95.

( Diedrei vorangehenden Bogendind nicht nummeriert .Siehaben
die Blattnummern7,8 und9 unddie Seitenbezeichnung225 ,226und227. )

GR. Dr . Kolassa( . . )berichtet tatsächlich ,dass die Veröffent¬

lichte Zuschrift über die Salzburger Verkehrsverhältnisse während desletzt
Schneefalls den Tatsachen nicht entspricht . Erwar selbst an diesem Tagin
Salzburg ,wo von Früh bis Nachts Schnee in solchen Mengen fiel ,wie wir sie

noch nicht gehabt haben .Trotzdem ging der gesamte Verkehr vollständig unge - ¬

hemmtvor sich . Wirhabenschonanlässlich der BudgetberatungendenAntrag
gestalt,die Post Gemeindewachezu streichen ,die vollkommenüberflüssigist .
DieserunserAntrag ,der eine bedeutendeErsparnisbedeutenwürde ,wurde
leider abgeächnt .Sowirddas GeldvonIhnenhinausgeworfen .( Beifallbei
der . . )

GR. Dr . Wagner( . L )berichtet ebenfalls tatsächlich ,dassdie

Minderheitschonwiederholt auf Verschwandungspostenim Budgetaufmerksam
gemachthabe . DieWünscheder Minderheithabenaber stets kein Gehörgefunde
Die Heranziehungdes Namensdes Bürgermeisters Ott von Salzburg ist das
reinste Beispiel vonDemagogie .

At. . Breitnerstellt fest ,dass auch bei vollkommennormalem
Verkehr Strassenbahn und Autobus keine besseren Einnahmenerzielt hätten .

Ueberdies kommedies für das Gemeindebudgetnicht in Betracht ,dadie
Strassenbahnen an die Gemeindekeinen Gewinnabführen ,die Schnessäuberung

vrges dagenKoteleh .jedoch aus Steuergeldern bestritten werden müsse .
DerReferentenantragwirdangenommen,. hia der ten . 4 .Ga- her )

GR. Angermayer und Kollegen haben einen Dringlichkeitsantrag ein

gohracht ,in demeine Abänderungder Grundlagengefordert wird ,diederzeit
zur Beurteilung der Ansu hen um Zuerkennung der Zuschüsse zu den Zin en

der Schuldverschreibungen der Gemeinde Wien gelten .Die Grundlagen sollen

derart abgeändert werden ,dass Ansuchen ,denen nicht alle im bisherigen Um¬

fange geforderten Belege über den Erwerb der Teilschuldverschreibungen be :
gebracht werden können ,dann ,wenn aus der fallweisen Beurteilung der Anspr

auf den Zinsenszuschuss begründet erscheint ,im zustimmenden Sinne erledag

werden können ,und dass Ansuchen ,die nach dem 31 .August 1927einlangten ,

unter obiger Voraussetzung einer Erledigung zugeführt werden können .
GR .Angermayer ( . . )begründet die Dringlichkeit ;dem Antragwi¬

die Dringlichkeit zuerkannt . GR,Angermayer führt aus ,dass es sich beiden
Kleinrentnern um 60 ,70 und 80 Jahre alte Leute handelt ,die in prekären
Verhältnissen leben .Seit der Beschlussfassung über die Kleinrentnerhilfe
im Gemeinderat sind 4 Jahre vergangen und noch immer harren 700 Gesuche
der Ereldigung .Die Abänderung der Grundlagen ist deshalb notwendig,weil
es eine ganze Reihe von sogenannten Grenzfällen gibt ,die nicht erledigt

werden können ,weil die Grundlagen zu enge Grenzen ziehen .Die Annahme des
Antrages bedeutet für die Gemeinde keinerlei finanzielle Belastung .

St . . Breitner führt aus ,dass bei der Gemeinde seit . Jänner 19
infolge der Bundesgesetzlichen Regelung der Kleinrentnerfrgge keine Kleir
rentnerhilfe mehr besteht .Die Gemeinde müsse zur Kleinrentneraktion des
Bundes jetzt erheblich grössere Beiträge leisten ,als die Kleinrentner¬
hilfe der Gemeinde erforderte . !. J GR . Angermayer bemerkt ,durch seinen
trag sellenur die Möglichkeit geboten werden ,die unerledigten Gesuche de
vergangenen Jahre aufrecht zu erledigen - . - St . . Breitner stellt fest ,dass
jene Gesuche nicht ereledigt wurden ,die auf Grund der beschlossenen Be¬
stimmungen und Richtlinien nicht erledigt werden konnten .Eine Erweiterun
der Grundlage sei unter den derzeitig ungünstigen ,Yerhältnissen nicht

möglich . FranprellanDer Antrag wirdabgelehnt .
Schluss der Sitzung 19 ' 15Uhr .228
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